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Rahmenbedingungen für Forschung  
an der HfPV 

Mit der Einrichtung einer Forschungsstelle an der 
Hessischen Hochschule für Polizei und Verwaltung 
finden langjährige Bemühungen um eine organi
satorische Anbindung von Forschungsaktivitäten  
ein vorläufiges Ende.

■  �RECHTLICHE VERANKERUNG  
VON FORSCHUNG

Nachdem die Novellierung des Verwaltungsfachhoch­
schulgesetzes (VerwFHG) seit 1. 1. 2011 auch „anwen­
dungsbezogene Forschungsaufgaben“ in die Aufgaben­
beschreibung der Hochschule aufgenommen hat,  
ist sowohl intern als auch extern für die Ausbildungs­
behörden der HfPV klar, dass neben grundständigen 
Bachelorstudiengängen und weiterführenden Master-
studiengängen Forschung zum Aufgabenkanon der 
HfPV gehört.

Innerhalb weniger Monate ist es gelungen, zwei For­
schungsbeauftragte zu bestellen und die Forschungs­
stelle zum 1. September 2011 einzurichten. Bis 2013  
soll die Forschungsstelle stufenartig ausgebaut  
und in einen „Regelbetrieb“ überführt werden. Mit  
Dr. Clemens Lorei (FB Polizei) und Dr. Frank Hogrebe 
(FB Verwaltung) sind beide Fachbereiche auf  
dieser Ebene repräsentiert und können spezifische 
Forschungsfragen im Bereich Polizei und Verwaltung 
einer Lösung näherbringen.

An dieser Stelle sei nochmals auf den Anwendungs­
bezug der Forschung an der HfPV hingewiesen, der 
positive Auswirkungen auf die Lehre und den Kontakt 
zu Ausbildungsbehörden haben wird. Es ist z. B.  
zu erwarten, dass die Qualität wissenschaftlicher 
Abschlussarbeiten in Form von Thesis oder Master­
arbeit steigen wird. 

Hochschulische Standards sind über die „Freiheit“  
der Forschung garantiert. Im Gegensatz zu einem 
weisungsgebundenen Forschungsinstitut findet For­
schung an der HfPV primär in eigener Initiative statt.

■  �PRAXISSEMESTER  
UND FORSCHUNGSSEMESTER

Die etablierte und schon von vielen Hochschullehrer­
innen und -lehrern genutzte Möglichkeit eines Praxis­
semesters kann an der HfPV auch für Forschungsauf­
gaben verwendet werden. So besteht die Möglichkeit 
in einem Forschungssemester umfangreichere 
Forschungsprojekte „an einem Stück“ konzentriert zu 
bearbeiten. Forschungssemester können unter Berück­
sichtigung der Bedarfe in der Lehre etwa alle 5 Jahre 
schriftlich beantragt werden und müssen konkrete 
Projektbeschreibungen enthalten.

Damit können z. B. größere Untersuchungen im Bereich 
der empirischen Polizei- und Verwaltungsforschung 
ebenso geleistet werden wie juristische Bearbeitungen 
aktueller Entwicklungen in allen an der Hochschule 
vertretenen Rechtsfächern.

Ein nicht zu unterschätzender Vorteil ist dabei die Nähe 
zu unseren Ausbildungsbehörden bis hin zur alleinigen 
Erstausbildung in Form eines Studiums für die hessische 
Polizei. Diese enge Zusammenarbeit mit Ausbildungs­
behörden verringert Zugangsprobleme und ermöglicht 
die Bearbeitung von Fragestellungen, die sich externen 
Forschungsvorhaben entziehen dürften.

■  �HOCHSCHULINTERNE  
FORSCHUNGSFÖRDERUNG

Mit der Bestellung von zwei Forschungsbeauftragten 
wird die hochschulinterne Förderung von Forschungs­
projekten mittelfristig neu organisiert werden.

Aktuell regelt die Vergabe der internen Forschungs­
mittel aber weiterhin die vom Senat eingesetzte 
Vergabekommission. Auch hier können alle Hochschul­
lehrerinnen und lehrer schriftliche Anträge stellen, die 
aufgrund der begrenzten finanziellen Mittel für kleinere 
Forschungsprojekte oder Vorhaben mit geringerem 
Finanzbedarf dienen.

Ein Blick auf die bisher HfPV-intern geförderten Projekte 
zeigt das interessante und breite Spektrum von For­
schung an unserer Hochschule. Die Zahl der gestellten 
Anträge ist dabei aber sicherlich noch steigerungsfähig. 

■  �FORSCHUNG MIT DRITTMITTELN

In der deutschen Hochschullandschaft wird die Bedeu­
tung von Drittmitteln für Forschungsaufgaben aufgrund 
der engen Haushalte immer wichtiger. Darüber hinaus 
dient die Höhe von Drittmitteln auch als Qualitäts­
kriterium sowohl für Hochschulen als auch für einzelne 
Forscherinnen und Forscher. Leistungsbezüge sind so 
z. B. direkt an die Einwerbung von Drittmitteln gebunden.

Mit der Einrichtung einer Forschungsstelle haben  
wir jetzt organisatorische Voraussetzungen geschaffen,  
die sowohl die Beantragung als auch die Verwaltung 
von Drittmitteln erleichtern dürften. Da Forschungs­
anträge an nationale und insbesondere internationale 
Geldgeber wie die EU sehr aufwändig sind und eines 
speziellen Knowhows bedürfen, kann eine Bündelung 
dieser Kompetenzen in der Forschungsstelle fruchtbar 
für die gesamte Hochschule gemacht werden. Ähn­
liches gilt dann für die Durchführung und administrative 
Bewältigung eines drittmittelgeförderten Forschungs­
vorhabens.

Selbstverständlich können neben der Beantragung von 
Sachmitteln auch Mittel für die Beschäftigung wissen­
schaftlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter oder 
studentischer Hilfskräfte vorgesehen werden, die  
die personelle Basis für größere Untersuchungen erst 
schaffen. Auch in dieser Hinsicht soll mit Hilfe der 
Forschungsstelle organisatorisch und inhaltlich  
die Durchführung von Tagungen erleichtert werden.

SCHWERPUNKTTHEMA SCHWERPUNKTTHEMA

■  �RELEVANZ UND RIGOROSITÄT –  
GUT FÜR BEHÖRDEN  
UND STUDIERENDE

Kernaufgabe einer Hochschule ist es, Studierende  
auf die besonderen Anforderungen im späteren Berufs­
leben adäquat vorzubereiten und den Behörden  
gut ausgebildete und kompetente Nachwuchskräfte  
zu liefern. Doch wie kann dies erreicht werden? 
Forschungskompetenzen bilden dabei eine wesentliche 
Hilfestellung für die Praxis.

In Projekten und der Bearbeitung von komplexen Frage­
stellungen werden Studierende während des gesamten 
Studiums auf ihren Berufseinsatz vorbereitet. Dabei 
werden die Themenstellungen regelmäßig so gewählt, 
dass relevante und interessante Fragestellungen bear­
beitet werden können. Durch die enge Verzahnung und 
Reflexion mit der Praxis ist die Relevanz der Themen 
sichergestellt, und damit auch eine Hauptforderung für 
die Begründung von Forschungsvorhaben an Fach­
hochschulen: Relevanz der gestellten Fragestellungen 
für die Praxis!

Im Weiteren sind die Problemlösungen nicht rein intuitiv, 
sondern objektiv auf der Grundlage wissenschaftlicher 
Methoden für andere nachvollziehbar zu erarbeiten; 
also Rigorosität bei der Bearbeitung. Hier zeigt sich die 
besonders Stärke von Forschung an der Hochschule. 
Einerseits werden die Kompetenzen der Studierenden 
durch Projekte und Bearbeitung von thematischen  
und praxisrelevanten Fragestellungen aufgebaut, aus­
gebildet und gefestigt. Andererseits erlaubt und ermög­
licht die Verzahnung mit korrespondierenden und 
begleitenden Themen in der Lehre eine systematische 
und kontinuierliche Reflexion – und damit die Einheit 
von Forschung und Lehre.

Weil Studierende dieses Wissen sowohl studien­
begleitend im Rahmen von Praxissemestern als auch 
nach Abschluss ihrer Ausbildung in die Behörde ein­
bringen, stehen die in Forschungsprojekten erworbenen 
methodische Kompetenzen und systematischen Heran­
gehensweisen auch und gerade für die Bearbeitung 
und Lösung der täglichen Fragestellungen in der Praxis 
implizit und explizit mit zur Verfügung. Die Studierenden 
erwerben damit eine weitergehende Kompetenz,  
die sie einsetzen und für ihre Behörde nutzen können. 
Rigorosität in den Projekten fördert und fordert damit 
eine kritische Auseinandersetzung bei der Lösung von 
Problemen – gut für Behörden und Studierende! 

■  �WIE WIRD FORSCHUNG GENUTZT?

Keine Behörde in keinem Bundesland verschließt sich 
der Forschung und ihren Ergebnissen. Unterschiede 
finden sich nur in der Art, wo diese ihren Ursprung 
haben. Die meisten Bundesländer besitzen z. B. polizei­
liche und verwaltungswissenschaftliche Forschungs­
einrichtungen und arbeiten in zahlreichen Fragestellungen 
mit Wissenschaftlern und Forschungseinrichtungen 
zusammen. Deshalb stellt sich die Frage, ob Forschung 
eine Bedeutung für die Behörden hat, gar nicht. Auch 
die Frage, wo Forschung stattfinden soll, kann nur eine 
Scheinfrage sein. Selbstverständlich sollte sie überall 
dort sein, wo sie auch benötigt wird und kompetent 
geleistet werden kann. Damit ist klar, dass nicht über-
all alles gemacht werden kann und sollte, sondern  
je nach Aufgabenstellung und Möglichkeit. Dabei sind 
besonders interdisziplinäre Kooperationen ein Weg, 
viele Fragen und Aufgaben professionell und praktisch 
zu lösen.

■  �FAZIT: FORSCHUNG IST  
GRUNDLAGE DER QUALITÄT  
UND PRAXISTAUGLICHKEIT  
VON LEHRE UND DIENT ALLEN  
IM SYSTEM BEHÖRDE –  
STUDIERENDE – HOCHSCHULE

Die Praxis an den Fachhochschulen der Länder und des 
Bundes zeigt, dass diese Pflicht und Chance erkannt 
wurde. So führen fast alle dieser Einrichtungen mittler­
weile Forschung explizit in ihrem Hochschulgesetz  
auf und wählen Lehrpersonal mit Forschungskompeten­
zen und -erfahrung aus. Viele errichten eine Infra­
struktur für Forschung, kooperieren mit Behörden und 
Universitäten in Forschungsfragen und planen Gelder 
zur Forschung in ihr Budget ein.

Willkommen in der Zukunft!

DR. CLEMENS LOREI    I	 DR. FRANK HOGREBE
FB Polizei	 FB Verwaltung

ZU DEN PERSONEN

Dr. Clemens Lorei und Dr. Frank Hogrebe 
Professoren an der Hochschule für Polizei  

und Verwaltung, wurden vom Senat in diesem Jahr  
als Forschungsbeauftragte der HfPV bestellt.
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SCHWERPUNKTTHEMA SCHWERPUNKTTHEMA

■  �FORSCHUNG UND  
FORSCHUNGSPREISE

Unsere Hochschule ist in der glücklichen Lage jährlich 
zwei Forschungspreise zu vergeben. Über die Heinrich-
Mörtl-Stiftung werden dabei herausragende Seminar­
arbeiten im Fachbereich Polizei prämiert. Über den 
Förderverein der HfPV wird der Annette von Harbou 
Förderpreis für die besten Diplomarbeiten im Fachbe­
reich Verwaltung vergeben.

Beide Preise dienen dazu wissenschaftlich besonders 
gelungenen Arbeiten von Studierenden eine besondere 
Beachtung zu verleihen. Betreuerinnen und Betreuer 
dieser Arbeiten sind in der Regel Hochschullehrkräfte, 
die damit auch wissenschaftliche Kompetenz in den 
Vordergrund rücken können, wenn sie eine Arbeit für 
eine Prämierung vorschlagen.

■  �ORGANISATION VON TAGUNGEN

Eine wichtige Form um Forschungsergebnisse zu 
präsentieren sind wissenschaftliche Tagungen. Diese 
dienen sowohl dem Transfer von Ergebnissen nach 
außen als auch der Diskussion und Weiterentwicklung. 
Im Kontext unserer Hochschule ist dabei ein Einbezug 
der Ausbildungsbehörden ebenso notwendig wie der 
Kontakt zu Fachkolleginnen und -kollegen anderer 
Hochschulen und Forschungsinstitute.

Mit Hilfe der Forschungsstelle soll zukünftig organisa­
torisch und inhaltlich die Durchführung von Tagungen 
erleichtert werden.

■  �PUBLIKATION VON  
FORSCHUNGSERGEBNISSEN

Seit 2002 existiert im Verlag für Polizeiwissenschaft, 
Frankfurt, eine Schriftenreihe „Polizeiwissenschaft­
liche Analysen“ der HfPV, in der Forschungsergebnisse 
aus dem Fachbereich Polizei sowie die prämierten 
Arbeiten des Mörtl-Preises publiziert werden.

Parallel dazu ist eine zweite Schriftenreihe der HfPV  
im Verlag für Verwaltungswissenschaft, Frankfurt 
eingerichtet worden. In dieser können Forschungs­
arbeiten aus dem Fachbereich Verwaltung veröffent­
licht werden.

Sowohl für Forschungsergebnisse von Hochschullehr­
kräften als auch von Lehrbeauftragten oder Studieren­
den bestehen damit gute Publikationsmöglichketen. 
Beide Schriftenreihen stehen aber auch für Werke 
externer Autoren offen, wenn diese in das Profil der 
jeweiligen Schriftenreihe passen.

Da neben der klassischen Publikation in Papierform 
elektronische Publikationswege zunehmende Bedeu­
tung erlangen, wird Forschung auf unserer Homepage 
einer Überarbeitung unterzogen werden. Ein schneller 
Zugriff auf Forschungskompetenzen und Forschungs­
themen der HfPV wird dadurch erleichtert. 

■  �FORSCHUNG AN DER HFPV:  
DER RAHMEN STIMMT 

Gesetzlicher Auftrag für anwendungsbezogene For­
schung, Einrichtung einer Forschungsstelle, Vergabe 
von Forschungsgeldern, Forschungspreise, Publi­
kations- und Tagungsmöglichkeiten. Der Rahmen für 
Forschung an der HfPV ist nun gesteckt.

Jetzt gilt es ihn mit Leben zu füllen. 

HERMANN GROSS 
Fachbereichsleiter  
Verwaltung

Das Zentrum für Verwaltungsbefragungen

Zur anwendungsbezogenen Forschung im Bereich der 
Polizei- und Verwaltungswissenschaft gehört das 
Zentrum für Verwaltungsbefragungen (ZfV) an der HfPV 
als Teil der Forschungsstelle. Hier werden Projekte für 
öffentliche Verwaltungen – Kunden- oder Mitarbeiter-
befragungen – begleitet, beraten oder auch komplett 
durchgeführt. Öffentliche Verwaltungen haben oft nicht 
die Kompetenzen in ihren Reihen, ein Befragungs
projekt professionell durchzuführen. Zudem ist eine 
garantierte Anonymität, wie sie in Mitarbeiterbefra-
gungen gefordert ist, nur durch eine externe Stelle zu 
realisieren, die wirklich unabhängig von der Verwal-
tung ist. Der folgende Beitrag skizziert ein Großprojekt, 
das im ZfV zurzeit durchgeführt wird: Die Mitarbeiter-
befragung im Justizvollzug Hessen.

Wenn eine öffentliche Verwaltung beschließt, dass die 
Meinung ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (MA) 
wichtig ist, dass sie sie beteiligen will in Veränderungs­
prozessen und deshalb eine Mitarbeiterbefragung 
durchführen will, dann fragen sich die MA regelmäßig:  
Ist das wirklich ernst gemeint? Wer bereitet die Be­
fragung vor? Wer führt die Befragung durch? Ist diese 
„Stelle“ vertrauenswürdig? Ist die Anonymität wirklich 
gesichert? Welche Fragen werden inhaltlich gestellt? 
Wer bekommt die Ergebnisse der Befragung? Ver­
schwinden Ergebnisse – insbesondere wenn sie kri­
tisch sind – in der Schublade? Wann werden Ergebnis­
se bekannt gegeben? Und schließlich: Was folgt aus 
der Mitarbeiterbefragung?

Eine Befragung führt nur dann zu unverfälschten und 
wertvollen Ergebnissen, wenn die MA wahrheitsgemäß 
und offen antworten. Die Sicherstellung der Anony­
mität der Befragten ist deshalb eine Grundbedingung. 
Dabei muss Anonymität nicht nur objektiv gewähr­
leistet, sondern auch subjektiv so empfunden werden. 
Zweifel, auch unbegründete, führen zu sozial erwün­
schten Antworten und damit zu verzerrten Ergebnissen, 
die die Realität nicht widerspiegeln. Oder sie führen zu 
einem geringen Rücklauf.

Zentrales Problem bei der Sicherstellung der Anonymi­
tät ist, dass Daten der Gruppenzugehörigkeit wie Alter, 
Geschlecht, Organisationseinheit und Führungsverant­
wortung für die Auswertung wichtig sind, um Aus­
sagen zu gewinnen, inwieweit z. B. jüngere Mitarbeiter 
andere Probleme sehen als ältere oder ob Führungs­
kräfte andere Vorstellungen haben als Nicht-Führungs­
kräfte. Gerade durch diese Informationen wird eine 
Rückverfolgung möglich, wenn es z. B. in einem be­
stimmten Bereich nur eine weibliche Führungskraft im 
Alter zwischen 30 und 40 Jahren gibt. Um die Anonymi­
tät glaubwürdig sicherzustellen, ist deshalb der richtige 
Weg, die Rohdaten der Befragung nur einer externen 
Stelle zugänglich zu machen, die in der Auswertung 
zuverlässig sicherstellt, dass keine Rückschlüsse auf 
einzelne Personen möglich sind.

Diesen Weg ist die Abteilung Justizvollzug im Hessischen 
Ministerium für Justiz, Integration und Europa gegangen. 
Im Zentrum für Verwaltungsbefragungen wurde erst­
malig 2007 ein Befragungsprojekt für den Justizvollzug 

Hessens durchgeführt, in diesem Jahr eine Wieder­
holungsbefragung. Die Dimensionen des Projekts: Rund 
2800 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus 16 Justiz­
vollzugsanstalten und eine Verwaltungsorganisation.

2007 wurde der Fragebogen mit Führungskräften, dem 
Personalrat, Frauen- und Schwerbehindertenbeauftragten 
und weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern entwi­
ckelt. 2011 wurde der Fragebogen überarbeitet, ange­
passt und aktuelle Fragen hinzugefügt: insgesamt wurden 
rund 100 Fragen in den folgenden Bereichen gestellt:

• 	� Arbeitsplatzbedingungen und Tätigkeitsmerkmale  
im Justizvollzug

• 	 Führungsverhalten der Vorgesetzten
• 	 Zusammenarbeit in der Behörde
• 	� Organisations- und Personalentwicklung  

(neue Verwaltungssteuerung)
• 	 Arbeitszufriedenheit

Die Entwicklung des Fragebogens bis zur maschinen­
lesbaren Form dauerte circa ein halbes Jahr. Parallel 
dazu wurde eine Informationskampagne durchgeführt, 
mit Informationsveranstaltungen, Infobriefen, Flyern 
und Plakaten.

Die Teilnahmequote lag 2007 bei knapp 60 % – was eine 
gute Quote in einer großen Organisation ist. Auch die 
Befragung im September 2011 führte zu dieser hohen 
Rücklaufquote. Erste Ergebnisse im Überblick wurden 
bereits einen Monat nach Befragungsende präsentiert. 
Die detaillierte Auswertung für jede der 17 Organisa­
tionseinheiten findet zurzeit im ZfV statt. Nach Gruppen­
merkmalen wird nur ausgewertet, wenn mindestens 
zehn Personen geantwortet haben. Dies garantiert, 
dass persönliche Angaben in jedem Fall geheim bleiben. 
In diesem Jahr können die Ergebnisse auch mit den 
Ergebnissen von 2007 verglichen werden.

Auf die abschließende offene Frage nach Anregungen, 
Kritik, Veränderungsvorschlägen antwortete ein hoher 
Teil der Befragten sowohl 2007 als auch 2011 ausführ­
lich. Diese Auswertung erfolgt selbstverständlich auch 
anonym und gruppiert zusammengefasst. Damit erhalten 
die Führungskräften im Justizvollzug ein umfassendes 
Bild über Einstellungen, Meinungen und Wünsche ihrer 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Daraus sollen Maß­
nahmen der Personal- und Organisationsentwicklung 
abgeleitet werden.

DR. GABRIELE SCHAA    I    ANNABELLE HOFFMANN

ZU DEN PERSONEN

Dr. Gabriele Schaa 
 

Professorin  
im FB Verwaltung,  

ist Leiterin des 
Projekts „Mitarbeiter­
befragung im Justiz­

vollzug Hessen“  

Annabelle Hoffmann 
 

ist wissen- 
schaftliche  

Mitarbeiterin  
im ZfV 

Quellen für Forschung


